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Ausschussbetreuender Bereich 

BM-13 / Zentrale Stelle für Anregungen und Beschwerden 

 

Drucksachen-Nr.  

0270/2013 

öffentlich 

Ausschuss für Anregungen und Beschwerden gem. § 24 GO NRW  

Sitzung am 03.07.2013 

 

Antrag gem. § 24 GO  

Antragstellerin / Antragsteller 

Wird aus datenschutzrechtlichen Gründen nicht veröffentlicht 

Tagesordnungspunkt A 

Anregung vom 15.10.2012 zur Einführung eines sog. Internet Live-

Videostreamings vom öffentlichen Teil von Rats- und Ausschusssitzungen 

ab 2013 

Die Anregung ist beigefügt. 
 
Stellungnahme des Bürgermeisters: 

 

Die Behandlung der Anregung wurde in der Sitzung vom 14.11.2012 vertagt, nachdem im 
Laufe der Beratung dargelegt wurde, dass sich der Ältestenrat am 05.11.2012 unabhängig von 
dieser Anregung mit der Angelegenheit bereits befasst habe, wobei ein abschließendes Votum 
in die nächste Sitzung des Ältestenrates vertagt worden war. 
Die Verwaltung hatte den Mitgliedern des Ältestenrates zwischenzeitlich weitere Informatio-
nen – insbesondere auch eine Stellungnahme des Landesbeauftragten für Datenschutz und 
Informationsfreiheit des Landes Nordrhein-Westfalen – übersandt. Dieser vertritt in seiner 
Stellungnahme unter anderem die Rechtsauffassung, „dass es der einzelne Teilnehmer trotz 
der Öffentlichkeit von Gemeinderatssitzungen nicht hinnehmen muss, dass seine Beiträge 
weltweit speicher- und verarbeitungsfähig im Internet zur Verfügung gestellt werden.“ Der 
Landesdatenschutzbeauftragte bezieht sich zudem auf ein Urteil des OLG Köln zur Rechts-
widrigkeit nicht genehmigter Tonbandaufnahmen durch Zuhörer in öffentlicher Sitzung eines 
kommunalen Ausschusses. Aus diesem Urteil schlussfolgert er: „Das Verbot von Tonband-
aufnahmen hat für den vorliegenden Fall einer auch visuellen Übertragung die Konsequenz, 
dass durch die Art und Weise der Live-Übertragungen gewährleistet sein müsste, dass keine 
Speicherung der übermittelten Daten möglich ist. Dies ist jedoch faktisch unmöglich.“ Im 
Ergebnis stellt er fest: „Die Internetübertragung ist aber jedenfalls dann datenschutzrechtlich 
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nicht zu beanstanden, wenn die Betroffenen gemäß § 4 Absatz 1 a. E. DSG NRW eingewilligt 
haben.“ 
Die Verwaltung schließt sich, wie auch der Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen, 
dem Ergebnis der Beurteilung des Landesdatenschutzbeauftragten an, dass jeder einzelne Be-
troffene seine Einwilligung zur „Livestream-Übertragung“ von Ratssitzungen erteilen müsste. 
 
In der Sitzung des Ältestenrates am 05.11.2012 war vor diesem Hintergrund vereinbart wor-
den, dass die Fraktionsvorsitzenden in ihren Fraktionen das Meinungsbild dazu abfragen, in-
wieweit bei den einzelnen Ratsmitgliedern überhaupt Bereitschaft bestehen würde, eine Ein-
willigung zur „Livestream-Übertragung“ von Ratssitzungen zu erteilen. In der nächsten  Sit-
zung des Ältestenrates am 15.04.2013 berichteten die Fraktionsvorsitzenden über das Ergeb-
nis der Meinungsabfragen. Es wurde deutlich, dass unter den Ratsmitgliedern ein sehr diffe-
rentes Meinungsbild besteht. Manche Ratsmitglieder äußerten sich grundsätzlich befürwor-
tend,  während andere Vorbehalte gegenüber oder Zweifel an der Notwendigkeit einer „Li-
vestream-Übertragung“ von Ratssitzungen hatten. In einem Fall wurden Bedenken bezüglich 
der Verletzung von Persönlichkeitsrechten vorgetragen, und in einem weiteren Fall ein Wi-
derspruch in Aussicht gestellt für den Fall, dass eine „Livestream-Übertragung“ von Ratssit-
zungen erfolgen sollte. 
Im Ergebnis kamen die Mitglieder des Ältestenrates überein, dass auf Grund der geschilderten 
Meinungsbilder derzeit das Thema „Livestream-Übertragung von Ratssitzungen“ nicht weiter 
verfolgt werden solle. 
 
Die Verwaltung empfiehlt daher, die Anregung abschließend abzulehnen. 



Stadt Bergisch Gladbach
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Anregungen und Beschwerden
Konrad Adenauer Platz 1

51465 Bergisch Gladbach

e DA u15.10.12 Ten

Bürgerantrag gemäß $24 Gerneindeordnung NRW

Der Rat soll beschließen, beginnend mit dem Jahre 2013 den öffentlichen Teil der
Ratssitzungen und Ausschüsse im Wege eines sog. Internet Live-Videostreamings auf
seiner Homepage den Bürgerinnen und Bürgern akustisch und visuell zugänglich zu
machen und die Verwaltung beauftragen, die hierfür erforderlichen technischen und
rechtlichen Maßnahmen in die Wege zu leiten.

Begründung

Die auf allen Parteitagen bereits übliche Live-Übertragung der Veranstaltung über das Internet
ist zum Vorbild zahlseicher Städte und Gemeinden im Land NRW und bundesweit geworden,

auch öffentliche Rats- und Ausschusssitzungen live den interessierten Bürgerinnen und Bürgern
über das Internet zugänglich zu machen.

Das zunchmende öffentliche Torderung nach mehr Transparenz politischer Entscheidungen
einerseits wie der heute verhältnismäßig geringe technische und kostenmäßige Aufwand
andererseits, das heutige Internet dafür zu nutzen, sollte auch den Rat dieser Stadt dazu bewegen,
sich dem Impetus ihres Bürgermeisters folgend, als moderne zukunftsosientierte Stadt seinen
Bürgern zu präsentieren.

In Bonn wird diese Form des Videostreamings bereits scit geraumer Zeit erfolgreich praktiziert,
was beweist, dass diese erweiterte Öffentlichkeit auch von Rats- und Ausschusssitzungen
rechtlich möglich ist.

Die Aufzeichnungen finden auf einer jedermann zugänglichen öffentlichen Veranstaltung statt
und die gefilmten Personen sind überwiegend zudem auch relative Personen der lokalen
Zeitgeschichte, so dass das Recht am eigenen Bild keine Iinwände einzelner begründen dürfte.



Um den technischen und finanziellen Aufwand begrenzt zu halten und einem möglichen
Lampenficber einzelner Ratsmitglieder (und sachkundigen Bürger) entgegen zu kommen, würde
es nach Ansicht des Antragstellers ausreichen, wenn man die Sitzung mit einer festen Totalen
von der Eimpore aus als Ganzes mit laufender Kamera vom Stativ aus filmt, ohne dass ein
Kameramann ständig daneben stehen muss. Anderenfalls müsste man, will man jeden Redner
einzeln erfassen, mangels cines Rednerpultes zwei Kameraleute und eine Person für ein
Mischpult einsetzen.

]is würde somit ein laptop mit Internetanschluss und eine einfache Videokamera ausreichen, da
Bundestags-Fernschqualität nicht angestrebt zu werden braucht.

Der Antragsteller setzt sich mit seinem Live Streaming- Antrag für mehr Transparenz des
Bergisch Gladbacher Stadtrates und seiner Ausschüsse cin. Bürger hatten somit die Moglichkeit,
Ratssitzungen zu verfolgen und Iiatscheidungsprozesse in ihrer intwicklung zu begleiten. Frei
zugängliche Informationen uber die poliüsche Eintscheidungsfindung sind die Grundlage einer
Politik auf Augenhöhe mit den Menschen dieser Stadt.

Es dürfte auch im Interesse der Stadt Bergisch Gladbach, der Fraktionen und Ratsmitglieder sein,
diese Transparenz zu fordern und den Butgern eine offene Politik zugänglich zu machen. Daher
hoffe ich, dass der Auschuss und später auch der Rat der Stadt Bergisch Gladbach meinen
Burgerantrag unterstützt und die Bürger mehr in die politischen Prozesse mit einbindet.

Mit freundlichen Grüßen
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.: - Bezüglich der Ausschusssitzimgen ist allerdings eine Besonderheit zu nn — |
beachten. Nach$ 58 Abs. 3 8. 1 GÜ NW können neben Ratsmitgliedern
auch sachkundigs Bürger, die dem Rat angehören können, zu Mitglie- oo

- dem. der Ausschüsse bestellt werden. Diese sishen im Rahmen Ihrer = ol
Tätigkeit denRatsmitgliedern gleich, da sig einen öffentlichen Status
kraft Funktion innehaben. Eu re .

Die Internetübertragung Ist aber Jedenfalls dann datenschutzrechtlich 2 Zu
5° nicht zu beanstanden, wenn die Betroffener: gemäß 0
\ $@Abs. 1a. E. DSGNRW eingewiligt haben.
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7 1ch hoffe, die‘von Ihnen gestellten Fragen zur Thematik abschließend im

beantwortetzu haben. Be EEE en
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